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Gesetz* BGB §§ 157, 2425 PrAGBGB Art. 15 § 85

HöfeO BrZ §§ 14 Abs. 2, 17
Eechtssatzs Die Abänderung vertraglich vereinbarter Alten­

teilsleistungen ist bei einer erheblichen Ver­
änderung der für ihre Festsetzung maßgebend ge­
wesenen allgemeinen Verhältnisse zulässig- Das 
gilt auch dann, wenn die Veränderung lediglich 
in den persönlichen Verhältnissen der Beteilig­
ten eingetreten ist.

Aktenzeichens V B L w  12/57 . I. A& Schleswig'
Beschluß des BGH vom 8. Oktober 1957 II. ÖIG Schleswig



JI
A }

]L?M_J2/57

B e s c h l u ß

I» der Landwirtschaftasache
des Landwi^^Olaua T 
Kreis SfllHHBv

jun. in

Anti-agsgegners, Beschwerdeführers und Beschwer­
degegners sowie Rechtsbeschwerdeführers,

- vertreten durch Rechtsanwalt Dr. m

gegen

den Altenteiler Claus. 
Kreis

sen. in >

Antragsteller, Beschwerdegegner und Beschwerde­
führer sowie Rechtsheschwerdegegner,

- vertreten durch die Rechtsanwälte 
in

wegen Änderung von Altenteilsleistungen

hat der 7. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs als Senat 
für Landwirtschaftssachen in der Sitzung vom 8. Oktober 
1957 unter Mitwirlcung des Senatspräsidenten Br. Tasche, 
der Bundesrichter Er. Hiickinghaus und Br. Piepenbrock 
sowie der landwirtschaftlichen Beisitzer Filter und Schädel 
beschlossen:

I. Eie Rechtsbeschwerde gegen den Beschluß des 
• 3» Zivilsenats - Senats für Landwirtschafts­

sachen - des Schleswig-Holsteinischen Ober­
lande sgerichtB in Schleswig vom 20. Bezenber 
1956 wird auf Kosten des Antragsgcgncrs, der 
dem Antragsteller die außergerichtlichen Ko­sten des Rechtsbeschwcrdevorfahrens zu er­
statten hat, zurückgewiesen»

II. Ber Geschäftswert wird für die Rechtsbe- 
schwerdeinstanz auf 6 0C0 EM festgesetzt.
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G r ii n d e s

I.

Der Antragsgegner ist Eigentümer des im Grundbuch von
Band flPBlatt 0 0  eingetragenen Hofes, der 37>71 ha 

umfaßt und dessen Einheitswert 21 000 EM beträgt. Eer Hof 
gehörte früher seinem Tater, dem Antragsteller, der schwer- 
kriegsbeschädigt (hirnverletzt) ist. Dieser verpachtete das 
Anwesen im Jahre 1942 an den Antragsgegner. Der Antragstel­
ler kündigte das Pachtverhältnis zum 1. April 1949 mit der 
Begründung, der Antragsgegner habe die ihm als Pächtei’ ob­
liegenden Verpflichtungen vernachlässigt. In dem von dem 
Antragsgegner dai-aufhin anhängig gemachten Pachtschutzver­
fahren (2 EwP 36/48 des Amtsgerichts Schleswig) schlossen 
die Beteiligten einen Vergleich, in dem sie die Übertragung 
des Hofes auf den Antragsgegner vereinbarten und auch das 
Altenteil des Antragstellers im einzelnen festlegten. In 
Ausführung dieses Vergleichs wui-de zwischen den Parteien am 
3. September 1948 ein Üb erlas sungsvdrti-ag hinsichtlich des 
damals unbelasteten Hofes geschlossen (UrkB. Hr. 409/48 des 
Hotars W f l 0 0 i n  Im § 2 dieses Vertrages sind
die Abnabmeleistuhgen im einzelnen bestimmt, und zwar ist 
dort folgendes vereinbart:

Hach Buchst, a) steht dem Antragsteller die vorhandene 
Abnahmewohnung zu, die aus 4 Zimmern mit besonderem Eingang 
besteht.

Hach der Vereinbarung unter b) hat der Antragsteller 
Gartenland in Größe von 500 qm zu beanspruchen.
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Unter c) hat der Antragsgegner sieh, verpflichtet, 
den Antragsteller alljährlich zur Feuerung 8 000 Stück 
Torf, 2 m Kluftholz und '1 Fuder Busch oder statt dessen 
50 Ztr Briketts, 10 Ztr Eierkohlen oder Koks und 10 Ztr 
Steinkohlen zu liefern.

Hach Buchst, d) hat der Antragsgegner seinem Vater 
elektrisches licht und freie Stromentnahme zu gewähren, 
doch hat dieser den 3,- Etä monatlich übersteigenden Be­
trag selbst zu tragen.

Hach Buchst, e) ist der Antragsteller berechtigt, 
sich auf dem Hof frei zu bewegen, und der Antragsgegner 
verpflichtet.! dessen U&sche v/aschvcv zu lassch^mid, • 
ihm auf Verlangen das Hasser jeden Tag nach Bedarf in seine 
KUche zu liefern.

Unter Buchst, f) hat der Antragsgegner die Verpflich­
tung übernommen, seinem Vater ein anständiges, wohlbespaün- 
tes Fuhrwerk mit einem sicheren Kutscher zu beliebigen Aus­
fahrten zu stellen, in der Saat- -und Erntezeit jedoch nur 
in Notfällen.

Hach Buchst, g) hat der Antragsgegner die kindliche 
Hege und Pflege des Antragstellers in alten und kranken 
Tagen und die Verrichtung sämtlicher häuslichen Arbeiten 
übernommen, die zur ordnungsmäßigen Fortführung der Alten­
teilshaushaltung notwendig sind.

Ber Antragsgegner hat sich ferner unter h) verpflich­
tet, für freie ärztliche Behandlung, Arzneimittel, freie
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Beförderung des Arztes und der Medikamente und für freie 
Krankenhausbehandlung zu sorgen.

Im § 2 sind unter Buchst. 1, Nr. 1), 2), 4), 5) und 6) 
die von dem Antragsgegner zu bewirkenden Haturalleistungen 
festgelegt. Nach Buchst. 1 Hr. 3 ist an den Antragsteller 
ein Taschengeld von monatlich 30 DM zu zahlen. Unter Buchst. 
1 Nr. 7 hat sich der Antragsgegner verpflichtet, im Herbst 
eines jeden Jahres 5 Pfund gute Wolle zu liefern.

Gemäß § 3” des Vertrages hat der Antragsgegner als Ab­
findung an seine Schwester Magda 1.500 DM und an seinen 
Bruder Hermann 1 000 TM zu zahlen,

§ 4 sieht vor, daß die Schwester Frieda des Antrags­
gegners, die.kränklich und arbeitsunfähig ist, nach dem 
Tode des Antragstellers ein Altenteil erhält. Im Falle 
ihrer Verheiratung soll diese Abnahraeverpflichtung erlö­
schen und dafür ein Betrag von 1 500 DM gezahlt werden.

Für den Bruder Willi des Antragsgegners ist die Zah­
lung einer Rente von monatlich 30 DU bis zur Vollendung 
seines 35« Lebensjahres und für den Fall seines vorzeiti­
gen Todes die Zahlung der Rente an dessen Ehefrau für die 
Dauer von 10 Jahren vorausgesehen.

Willi ist inzwischen verstorben. Der Antrags­
gegner zahlt die Rente von 30 DM nunmehr an dessen Witwe 
Helga Der Bruder Hermann und die Schwester Magda
haben die für sie vorgesehenen Abfindungen erhalten*-
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Wegen der Altenteilsleistungen kam es in der Folge­
zeit wiederholt zu Streitigkeiten zwischen den Vertrags­
parteien und auch zu mehreren Rechtsstreitigkeiten, hei 
denen es sich vorwiegend um geringfügige Altenteilsrück­
stände handelte (3 LwH 51/52? 2 LwH 106/52j 3 LwH 8/53 
und 2 C 387/54 des Amtsgerichts Schleswig). In dem letzt­
genannten Prozeß - 2 C 387/54 - schlossen die Parteien am 
1. Juni 1954 einen Vergleich, in dem u.a. der Überlassungs- 
Vertrag bezüglich des Stromverbrauchs vereinbarungsgemäß 
dahin ausgelegt wurde, daß der Antragsgegner freie Strom­
entnahme bis zu 3,- DM monatlich zu gewähren und daneben 
den auf die Altenteilswohnung entfallenden Anteil der Grund­
gebühr zu tragen habe.

Als der Überlassungsvertrag geschlossen wurde, bezog 
der Antragsteller eine Versorgungsrente, die sich im De­
zember 1948 auf 60 DE1 belief, später herabgesetzt wurde 
und zur. Zeit des Beschwei'deverfehrens 77,- EM betrug.
Eine Ausgleichsrente wird nicht gewährt, weil das Ver­
sorgungsamt den Lebensunterhalt des Antragstellers durch 
das Altenteil als gesichert ansieht-. Im November 1955 
ist die Minderung der Erwerbsfähiglceit des Antragstellers 
auf 70 £ festgesetzt und die Notwendigkeit einer ständigen 
Begleitperson anerkannt worden. .

Der Antragsteller wurde nach Abschluß des Übergabever­
trages zunächst von der Ehefrau seines Sohne Nilli betreut. 
Einige Zeit nach dessen Tode übernahm die Tochter Frieda 
bei ihm die Haushaltsführung. Diese war mehrere Jahre wegen 
Lungentuberkulose in stationärer Behandlung gewesen und er­
hielt,, da sie sich selbst nicht ernähren konnte, bis Ende 
Februar 1956 eine Wirtschafte- und Ernährungsbeihilfe von
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monatlich 95,60 SH. Sie hat his zum Herbst 1956 noch eine 
Übergangsbeihilfe von 30 DM monatlich bezogen und erhält 
zur Zeit keine Unterstützung mehr, da sie arbeitsfähig ge­
worden ist.

Angesichts des Fortfalls eigener Bezüge seiner Tochter 
Frieda hat der Antragsteller eine Erhöhung seines Taschen­
geldes auf 200 DM begehrt, weil die Lebenshaltungskosten 
stark gestiegen seien und der vereinbarte Betrag daher nicht 
ausreiche, um die nötigen Bekleidungsstücke anzuschaffen 
sowie zusätzlich Lebensmittel und Brennmaterial zu kaufen, 
wozu er wegen der insoweit unzureichenden Altenteilslei­
stungen gezwungen sei. Der Antragsteller hat ferner frei 
Licht und frei Strom für alle Geräte gefordert, da der Strom­
preis erhöht und ihm auch ärztlicherseits die Verwendung eines 
Heizkissens verordnet worden sei, die einen erhöhten Strom­
verbrauch bedinge. Leiter hat der Antragsteller eine Erhö- 
hung der Kohl en Zuteilung gefordert und dies damit begründet, 
daß er, da die im Übergabevertrag vorgesehenen Mengen unzu­
reichend seien, Jährlich für 100 bis 150 DM Feuerungsmaterial 
habe hinzukaufen müssen. Er hat auch eine andere Regelung 
seines Rechts auf Gestellung eines Fuhrwerks begehrt, weil 
der Antragsgegner ihm ständig Schwierigkeiten mache, wenn 
er die Gestellung des Fuhrwerks verlange. Schließlich hat 
er hilfsweise verlangt, daß die Verpflichtung des Antrags­
gegners zur Hege und Pflege für die Dauer der Betreuung 
durch seine Tochter Frieda durch monatliche Zahlungen von 
100 DM ersetzt werde. Dieses Verlangen hat der Antragstel­
ler damit begründet, daß zwischen ihm einerseits und dem 
Antragsgegner und dessen Ehefrau andererseits eine erbitter­
te Feindschaft bestehe, so daß ihm eine Pflege durch diese 
nicht zugemutet werden könne. Der Antragsteller hat in den



angeführten Punkten eine entsprechende Abänderung des 
Übergabevertrages vom 3, September 1948 beantragt.

Der Antragsgegner hat um Zurückweisung dieser Anträge 
gebeten und geltend gemacht, die Erhöhung des Taschengeldes 
auf 200 DH sowie die Ersetzung der Hege und Pflege durch 
monatliche Zahlungen von 100-DM seien für den Hof nicht trag­
bar. Hinsichtlich der Begleiclmng der Stronrcchnungen hat er 
auf den Vergleich vom 1» Juni 1954 verwiesen, durch den seine 
Verpflichtung bereits erweitert worden sei. Eine nochmalige ^  
Ausdehnung dieser Verpflichtung hält der Antragsgegner nicht 
für erforderlich. Auch wegen der Belieferung mit Brennmaterial 
beruft sich der Antragsgegner auf diesen Vergleich.

Das Amtsgericht (Landwirtschaftsgericht) hat nach Ver­
nehmung zweier Sachverständiger das Taschengeld auf 50 DM 
erhöht und dem Antragsteller freie Stromentnahme bis sum 
Betrage von 6,- DM monatlich zugesprochen. Es hat ferner 
angeordnet, daß für die Zeit der Betreuung des Antragstel­
lers durch seine Tochter Prieda die Hege und Pflege durch 
den Antragsgegner fortfällt und dieser als Ausgleich monat­
lich 100 DM an seinen Vater zu zahlen oder ihm statt dessen 
nach dessen YTahl 5 Ztr Roggen zu liefern hat. Das Amts- ”  
gericht hat dem Antragsgegner ferner die Verpflichtung auf­
erlegt, dem Antragsteller, so oft dieser es verlangt, ein 
anständiges, wohlbespcnntes Fuhrwerk mit einem sicheren 
Kutscher zu beliebigen Ausfahrten, in der Saat- und Ernte-, 
zeit jedoch nur in ITotfällen, zu stellen. In übrigen hat 
das Amtsgericht die Anträge des Antragstellers zurückgewiesen. 
Es hat eine Abänderung der im Übergabevertrage festgesetzten 
Leistungen wegen grundlegender Änderung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse auf Grund der §§ 157, 242 BGB für zulässig er-



achtet und eine wesentliche Verteuerung der Lebenshaltung 
seit dem Jahre 1948 bejaht. Deshalb hat es das Taschengeld 
und den Freibetrag für Stromentnahme erhöht. Dagegen hat 
das Amtsgericht die zu liefernden llaturalien als für den 
Antragsteller und seine Tochter Frieda ausreichend ange­
sehen und einen Anspruch auf Lieferung weiteren Feuerungs­
materials verneint. Die Verpflichtung des Antragsgegners zur 
Stellung des Fuhrwerks hat daB Amtsgericht aus den Bestimmun­
gen des Öbergabevertrages hergeleitet. Hinsichtlich der Ablö­
sung der Verpflichtung zur Hege und Pflege durch eine Geld­
rente hat es angenommen, daß der Tochter Frieda nicht zuge­
mutet werden könne, dem Antragsteller den Haushalt ohne 
Entgelt zu führen, und dieser angesichts der bestehenden 
bitteren Feindschaft sich nicht von dem Antragsgegner und' 
seiner Ehefrau betreuen zu lassen brauche. Es hat unter 
diesen Umstünden als angemessen angesehen, die Verpflich­
tung zur Hege und Pflege durch die Zahlung eines Geldbetrages 
von monatlich 100 DM abzugelten.

Diese Entscheidung haben beide Parteien mit der sofor­
tigen Beschwerde angegriffen.

Der Antragsgegner hat im zweiten Hechtszuge tim Zurück­
weisung des Abänderungsantrages des Antragstellers gebeten 
und im wesentlichen geltend gemacht, daß die Voraussetzun­
gen für die begehrten Abänderungen nicht gegeben seien und 
die Dienstleistungsverpflichtungen nicht in eine Geldrente 
umgewandelt werden könnten.

Der Antragsteller hat beantragt, den überlassungsver­
trag dahin abzuändern, daß der Antragsgegner ihm künftig 
50 Ztr Briketts, 10 Ztr Eierkohlen oder Koks und 10 Ztr
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Steinkohlen au liefern, ein Taschengeld von 75 DM monat­
lich zu zahlen und außer der Grundgebühr die Kosten von 
600 KWh Strom im Jahr zu tragen habe. Er hat ferner eine 
Abänderung des Vertrages dahin begehrt, daß der Antrags- 
gegner an Stelle der kindlichen Hege und Pflege sowie sämt­
licher häuslicher Verrichtungen und Arbeiten monatlich einen 
Betrag von 150 DM an ihn zu zahlen habe.

Beide Vertragsparteien haben ferner um die Zurückwei­
sung des Rechtsmittels der Gegenseite gebeten. Q

Während des Beschwerdeverfahrens-ist es erneut zu 
Streitigkeiten zwischen den Parteien gekommen, die zu 
einer Strafanzeige des Antragsgegners gegen den Antrag­
steller und einer Privatklage der Tochter Frieda gegen 
den Antragsgegner geführt haben.

Nach einer Beweisaufnahme über den körperlichen und 
seelischen Zustand des Antragstellers und die Leistungs­
fähigkeit des Hofes hat das Beschwerdegericht den ange­
fochtenen Beschluß zum Teil abgeändert. Es hat dem An­
trag des Antragstellers hinsichtlich der freien Stroment­
nahme bis zu 600 KWh im Jahre und der auf ihn entfallen­
den Grundgebühr entsprochen und die Verpflichtung des 
Antragsgegners aus § 2 Buchst, f des Vertrages dahin ab­
geändert, daß der Antragsgegner dem Antragsteller ein 
anständiges, wohlbespanntes Fuhrwerk'mit einem sicheren 
Kutscher oder nach Wahl des Antragsgegners einen Personen­
kraftwagen mit Fahrer in dringenden Notfällen und außer­
dem 9-raal im Jahr auf Verlangen zur Verfügung zu stellen 
habe. Ferner hat das Beschwerdegericht .dem Anträge des 
Antragstellers hinsichtlich des zu liefernden Feuerungs-



materials stattgegeben. Im übrigen hat das Oberlandes­
gericht die Beschwerden zurüqkgewiesen.

Hiergegen richtet sich die von dem Oberlandesgex’icht 
zugelassene Rechtsbesehwerde des Antragsgegners, mit der 
er die Zurückweisung des Antrages auf Umwandlung der Ver­
pflichtung zur Hege und Pflege in eine Geldrente von monat­
lich 100 DM in vollem Umfange begehrt. Hilfsweise bittet 
der Antragsgegner, diesem Anträge nur zum Teil und nur un­
ter Portfall der Erhöhung' des Taschengeldes und der Ver­
pflichtung, neunmal im Jahre ein Fuhrwerk oder einen Per­
sonenkraftwagen zu stellen, stattzugeben und äußerstenfalls 
die Sache im Umfang des Hilfsantrages an das- Beschwerde­
gericht zurückzuverweisen. Der Antragsteller beantragt, 
die Rechtsbeschwerde zurückcuweisen.

II.

Das Beschwerdegericht hat die Angriffe beider Parteien 
gegen die Erhöhung des Taschengeldes auf 50 DM monatlich 
und gegen die Festsetzung eines Betrages von 100 DM monat­
lich zur Abgeltung der kindlichen Hege und Pflege und der 
sonstigen vom Antragsgegner geschuldeten. Dienstleistungen 
für unbegründet erachtet. Es hat angenommen, eine Neufest­
setzung von Altenteilsleistungen sei nicht nur bei Geldbe­
zügen nach dem Gesetz vom 18. August 1923 (RGBl S. 815) 
zulässig, sondern könne ganz allgemein unter dem Gesichts­
punkt von Treu und Glauben vorgenommen werden, wenn sich 
die beim Abschluß des ÜberlassungsVertrages gegebenen Ver­
hältnisse grundlegend geändert hätten und das Pesthalten 
an der ursprünglichen Leistung dem Sinn des Überlassungsver­
trages widerspreche. Das gilt nach Ansicht des Oberlandes­
gerichts nicht nur für eine Änderung der allgemeinen Ver-r
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hältnisse, sondern auch für die besonderen Verhältnisse der 
Beteiligten. Bas Beschwerdegericht hat eine entscheidende 
Änderung der persönlichen Verhältnisse des Antragstellers 
einmal darin gefunden, daß mit einer- tiberbrückung der zwi­
schen den Parteien entstandenen Kluft nicht mehr gerechnet 
werden könne, der Antragsgegner auch an der erbitterten Feind­
schaft nicht unschuldig sei und dem Antragsteller schon mit 
Rücksicht auf seine Hirnverletzung und die Notwendigkeit, 
Aufregungen zu vermeiden, eine Betreuung durch den Antrags­
gegner und dessen Ehefrau nicht mehr zugenmtet werden könne.Q 
Eine weitere wesentliche Veränderung der beim VertragsSchluß 
bestehenden Verhältnisse hat das Oberlandesgericht in der er­
heblichen Verschlechterung des Gesundheitszustandes des An­
tragstellers gesehen, der nunmehr zu 70 f* erwerbsunfähig 
sei und nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme jetzt einer 
ständigen Pflegeperson bedürfe. Bas Eeschwerdegericht hat 
die Ansicht vertreten, daß der Antragsgegner und seine Ehe­
frau nach Lage der Binge die Aufgaben der nötigen Pflege­
person nicht erfüllen können und daher nach § 2 Buchst, g 
und h des Vertrags in Verbindung mit § 24-2 BGB verpflich­
tet sind, die durch die Inanspruchnahme der Frieda 
als Pflegeperson entstehenden Kosten zu tragen. Ben von dem 
Amtsgericht festgesetzten Betrag von 100 EH monatlich hat dsÄP 
Eeschwerdegericht als notwendig, aber auch als ausreichend an­
gesehen und dem Gutachten des landwirtschaftlichen Sachver­
ständigen entnommen, daß diese Belastung und die durch die 
wirtschaftliche Entwicklung gerechtfertigte Erhöhung des 
Taschengeldes auf monatlich 50 BM bei einer Einschränkung 
der persönlichen Bedürfnisse des Antragsgegners für den 
Hof tragbar seien. \Tegen des jetzigen 'Gesundheitszustandes 
des Antragstellers hat das Oberlandesgericht ferner die 
von ihm vorgenommene Regelung des Stromverbrauchs für ge-
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rechtfertigt erachtet, Angesichts der erheblichen Mehrbe­
lastung des Antragsgegners durch die vorgenommene Abände­
rung seiner Verpflichtungen hat das Beschwerdegericht auch 
eine Einschränkung auf seiten des Antragstellers für geboten 
gehalten und deshalb dessen Recht auf tägliche Ausfährten 
nach freiem Belieben, durch das dem Antragsgegner erhebli­
che Unkosten erwachsen könnten, in der oben angegebenen 
Weise eingeschränkt. Den Streit um die Art des Peuerungs- 
materials hat das Oberlandesgericht dadurch als erledigt 
angesehen, daß der Antragsgegner sich mit der künftigen Lie­
ferung von Hartfeuerung einverstanden erklärt hat.

Die Rechtsbeschwerde sieht in der Umwandlung des An­
spruchs auf Hege und Pflege eine Gesetzesverletzung. Sie 
hält die Anwendung des § 242 BGB für rechtsirriß. Nach 
ihrer Ansicht können vertraglich begründete Rechte und 
Pflichten nicht ohne weiteres uiagewandelt werden. Die 
Rechtsbesehwerde glaubt, dies sei insbesondere bei bäuer­
lichen Überlassungsverträgen unzulässig, weil in ihnen 
Lasten und Rechte der Vertragsteile genau auf die Leistungs­
fähigkeit des Hofes, die Existenz des Bauern und den Bedarf 
der Beteiligten abgestimmt seien. Sie weist darauf hin, daß 
der Gesetzgeber gerade für Altenteilsverträge bestimmte Abän- 
derungsmöglichkeiten festgelegt habe, und folgert daraus, 
daß nicht weitere Abwandlungen mit § 242 BGB begründet 
werden könnten► Hach Ansicht der Rechtsbesehwerde kann 
eine ITaturalleistung bei grober Störung der persönlichen 
Verhältnisse nur.unter den hier nicht gegebenen Vorausset­
zungen des Art. 15 § 8 PrAGBGB in eine Geldrente umgestellt 
werden. Sie rügt, daß das Beschwerdegericht diese Vor­
schrift übersehen habe, und meint, die kindliche Hege und 
Pflege sei überhaupt eine unvex-tretbare Leistung, die sich
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in Geld nicht aüsdrücken lasse, da Die sich inhaltlich als 
unentgeltliche persönliche Fürsorge darstelle.

Die Recht sh esclivrerde wirft den Oberlandesgericht 
ferner vor, die Prüfung unterlassen zu haben, ob und inwie-r 
weit nicht eine von dem Antragsgegner zu stellende und zu 
bezahlende, auf dem Hofe tätige Hilfskraft, Hausgehilfin 
oder Pflegerin von Pall zu Fall die Hege und Pflege durch­
führen könnte. Sie bringt weiter vors her angefochtene Be­
schluß lasse rechtsirrtümlich nicht erkennen, weshalb ^
als Ersatzkraft nur die Tochter Frieda in Betracht kommen 
solle, zumal da diese seihst kränklich und nur zum Teil 
arbeite- und einsatzfähig sei.- Auch habe das Beschwerde­
gericht nicht dargelegt, welche Funktionen die Pflegeper­
son gegenwärtig ausüben solle, und ferner verkannt, daß das 
für 2 Personen ausreichende Altenteil ersichtlich für 
eine vom Altenteiler selbst zu bestellende Hilfskraft gedacht 
sei. Hach dem übereinstimmenden Vorbringen beider Parteien 
sei der Antragsteller, der sogar Rad fahren könne, gehfähig 
und in ser Lage, sich überall frei zu bewegen, hie Fest­
stellungen des Oberlandesgerichts reichten danach nicht 
aus, eine so schwere Veränderung der Verhältnisse darzutun, ^  
daß die Umstellung der Hege- und Pflegepflicht auf eine 
monatliche Geldrente gerechtfertigt erscheine. Es komme 
hinzu, daß Frieda T ^ ^  nicht nur ohnehin mit dem Antrag­
steller in Familiengemeinschaft lebe, sondern ihr auch die 
Rechte aus § 4 des Vertrages zuständen, sie also nicht nur 
tatsächlich, sondern gerade auch rechtlich mit dem Hof und 
seinem Bestand eng verknüpft sei, so daß von ihr ein unent­
geltlicher Pflegeeinsatz verlangt werden könne, solange sie 
hierzu in-der Lage sei. Im übrigen hätte das Oberlandesge-
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rieht; wenn es den .Antragsteller schon jetzt für so hilfs- 
und pflegebedürftig ansehe, daß es den Beginn der Hege- 
und Pflegepflicht bejahe, klären müssen, ob nicht die 
Rente von 100 Bll das Taschengeld voll auffange und das 
Verlangen, Ausfahrten zu unternehmen, mit § 24-2 BGB unver­
einbar sei- Gegebenenfalls müsse die Sache wegen der ange­
führten weiterer Aufklärung bedürftigen Punkte an das Be­
schwerde gericht zurückverwiesen werden.

III.

Bie Rechtsbeschwerde ist rechtzeitig eingelegt. Ber 
angefochtene Beschluß ist dem Antragsgegner am 22. Januar 
1957 zugestellt worden. Bie Rechtsbeschwerdeschrift ist 
allerdings erst am 23. Februar 1957 bei dem Bundesgerichts­
hof eingegangen. Ber Antragsgegner hat jedoch am 22. Februar 
1957 durch ein Telegramm Rechtsbeschwerde eingelegt, das 
am selben Tage beim Bundesgerichtshof eingegangen ist. Rach 
der Entscheidung des erkennenden Senats vom 30. Januar 1951 
(V BIw 57/49) genügt die telegraphische Einlegung der Rechts­
beschwerde zur Nahrung der Rechtsbeschwerdefrist (ygl. auch 
Beschluß des erkennenden Senats vom 23. September.1952,
V BBw 3/52, NJTC 1953, 25 [nur Leitßatz] >  LM Kr. 1 zu § 5 LVR),

Bie Rechtsbeschwerde ist naoh § 24 Abs. 1 LwVG zuläs­
sig, jedoch nicht begründet.

Ber Antragsgegner greift die angefochtene Entscheidung 
lediglich in einem Punkte an, nämlich insoweit, als seine 
Beschwerde gegen die Änderung des Übergabevertrages durch 
Hr. 3 des amtsgerichtlichen Beschlusses zurückgewiesen wor­
den ist, durch die seine Verpflichtungen aus § 2 Buchst, e
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Abs. 3 und 4 und Buchst, g durch die Verpflichtung zur 
Zahlung eines Betrages von 100 DM monatlich oder zur Lie­
ferung von 5 Ztr Roggen ersetzt worden sind, Bor Antrags­
gegner hält an sich Abänderungen vereinbarter Altentoils- 
leistungen überhaupt nur für zulässig, soweit sie durch das 
Gesetz vom 18. August 1923, das nur Geldleistungen zum Ge­
genstand hat, und die auf ihm beruhenden Landesverordnun­
gen, durch Art. 15 PrAGBGB oder durch die Vorschriften über 
die richterliche Vertragshilfe ausdrücklich zugelassen sind. 
Dieser Ansicht kann nicht beigetreten werden. Unter der Gel-^ 
tung des Reichserbhofrechts hatte die-Präge der Abänderbar­
keit vertraglich vereinbarter Versorgungsleistungen in § 36 
EHRV für Erbhöfe eine umfassende Regelxmg gefunden. Bach 
dieser Vorschrift konnte das Aaerbengericht Altenteils­
ansprüche auf Antrag anderweitig festsetzen, soweit dies 
unter Berücksichtigung der Umstände des Palles der Billig­
keit entsprach. Das galt insbesondere dann, wenn sich die 
Verhältnisse, welche für die Bemessung der Leistungen maß­
gebend waren, später wesentlich geändert hatten. Biese 
Rechtsgrundlage ist mit der Aufhebung des Erbhofrechts 
entfallen. Die am 24. April 1947 in der früheren Britischen 
Besatzungszone in Kraft getretene Höfeorönung sieht eine 
dem § 36 EHRV entsprechende. Abänderungsmöglichkeit nicht  ̂
vor. Wöhrmann (RdL 1949, 187 ff) hat sich mit der frage 
der Änderung von Altenteilsleistungen nach der Aufhebung 
des Reichserbhofrechts befaßt und unter Hinweis auf den 
Rechtszustand vor Einführung des § 36 EHRV sich dahin aus­
gesprochen, daß ein Altenteil letzten Endes nichts anderes 
bedeute als die Sicherstellung des Unterhalts des abgehenden 
Bauern und seines Ehegatten, daß aber Unterhaltsverträge 
nach den Grundsätzen von Triu und Glauben ( §§ 157, 242 BGB) 
dahin auszulegen seien, daß sich im falle einer grundle-

- &
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genden Änderung der maßgebenden wirtschaftlichen Verhält­
nisse die Vertragslei3tungen entsprechend ändern (so auch 
Vogels, Reichserbhofgesetz, 4. Aufl. § 36 EHRV Anm. 3). 
Wöhrmann nimmt folgerichtig an, daß die Neufestsetzung 
auf Grund der §§ 157, 242 BGB auch zu einer inhaltlichen 
Änderung des Altenteilsrechts führen kann* Lange/\7ulff 
(Höfeordnung, 4. Aufl.’ S. 302) halten ebenfalls eine 
Abänderung des vertragsmäßig zu gewährenden- Altenteils 
auf Grund der §§ 157, 242 BGB bei einer grundlegenden Ver­
änderung der bei seiner Begründung bestehenden Verhältnis­
se für zulässig. Dieselbe Auffassung hat der Oberste Ge­
richtshof für die Britische Zone vertreten, der in seinem 
Beschluß vom .21. Dezember 1949 (Rdl 1950, 206) hinsichtlich 
der materiellen Rechtsfragen u.a. auf Vogels (aaO) verweist. 
Auch das Oberlandesgericht Celle hat in seiner Entscheidung 
vom 29. August 1950 (RdL 1950, 305) das Gericht für hefugt 
erachtet, auf Antrag eine Änderung der Altenteilsleistungen 
vorzunehmen, wenn sich die Verhältnisse,' die dem Ühergabe- 
vertrag zugrunde lagen, von Grund auf geändert haben. In 
demselben Sinne hat sich das Oberlandesgericht Schleswig 
in seinem Beschluß vom 28. Jänuar-1954 (Hdl 1954, 103) aus­
gesprochen, Der erkennende Senat .hat in seiner. Entschei­
dung vom 31. Januar 1956 (V BLw 5.5/55) ebenfalls weitgehende 
Abänderungen eines vereinbarten Altenteils durch die Vorin­
stanzen gebilligt. Hach alledem ist die Abänderung vertrag­
lich vereinbarter Altenteilsleistungcn bei einer erheblichen 
Veränderung der für ihre Festsetzung maßgebend gewesenen 
Verhältnisse grundsätzlich auch dann zulässig, wenn dio 
Voraussetzungen der von dem Antragsgegner angeführten ge­
setzlichen Vorschriften nicht gegeben sind. Dabei macht 
es keinen Unterschied, oh sich die allgemeinen wirtschaft­
lichen Verhältnisse geändert-haben oder ob lediglich eine
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erhebliche Veränderung der persönlichen Verhältnisse der 
Beteiligten eingetreten ist* Im Gegensatz zu der HöfeOrd­
nung der früheren Britischen Zone ist in § 23 Abs. 4 
HöfeORhPf eine Abänderung des Altenteils des überlebenden 
Ehegatten durch das Landwirtschaftsgericht aus besonderem 
Grunde ausdrücklich vorgesehen. Als Beispiel für einen be­
sonderen Grund ist dort gerade ein wiederholtes, den Frieden 
auf dem Hof störendes Verhalten des einen Teils, durch das 
dem anderen Teil die Fortsetzung des Zusammenlebens auf 
dem Hof nicht mehr zugemutet werden kann, angeführt, also 
eine erhebliche Veränderving der persönlichen Beziehungen 
der Beteiligten zueinander. Die hier vertretene Ansicht, 
daß die Abänderung von Altenteilsleistungen schon dann zu­
lässig ist, wenn die erhebliche Veränderung lediglich in 
den persönlichen Verhältnissen der Beteiligten eingetre­
ten ist, hat danach in der Höfeordnung des Landes Bheinland- 
Pfalz einen gesetzlichen Hiederschlag gefunden.

Die Auffassung des Antragsgegners, eine Umwandlung 
der dem Antragsteller nach § 2 Buchst, e und g des Überlas­
sungsvertrages zustehenden Rechts in einen Geldzahlungs­
anspruch sei schon deshalb unzulässig, weil es sich um '
höchstpersönliche Ansprüche auf Naturalleistrung handle, die 
nur auf dem Hofe von ihm (Antragsgegner) erfüllt vrerclcn .bp--ul­
ten, ist ebenfalls irrig. Höchstpersönlicher Natur sind diese 
Ansprüche insofern, als nur der Antragsteller selbst einen 
Anspruch auf diese Dienstleistungen erheben und diese Rech­
te nicht etwa an einen Dritten abtreten kann. Dagegen steht 
es dem Verpflichteten frei, in welcher üeise er der Pflicht 
zur Hege und Pflege nachlcommen will. Er ist nicht gehalten, 
diese Dienstleistungen selbst zu verrichten, sondern kann 
sich hierzu anderer Personen bedienen, sofern nur die Betreu-

- 1
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ung des Berechtigten ordnungsmäßig vorgenorcmen wird. Lie­
gen Umstände vor, die den Altenteiler berechtigen, die 
vorgesehenen Dienstleistungen seitens des Verpflichteten 
abzulehnen, so muß er verlangen können, daß er selbst für 
die nötige Betreuung sorgt und der Verpflichtete die da­
durch entstehenden Kosten, soweit sie angemessen sind, 
trägt. Das ergibt sich ebenfalls aus den §§ 157, 242 BGB.
Es entspricht zudem der in Art, 15 § 8 PrACEGB getroffenen 
Regelung, nach welcher der Berechtigte unter den dort vor­
gesehenen Voraussetzungen eine Entschädigung in Geld für 
diejenigen Leistungen verlangen kann, die er infolge des 
Verhaltens des Verpflichteten nicht auf dem Grundstück in 
Empfang nehmen kann. Danach kann die Verpflichtung zur He­
ge und Pflege sehr wohl durch eine Zahlung ersetzt wer­
den, die es dem Berechtigten ermöglicht, seine Betreuung 
durch einen Dritten vornehmen zu lassen.

Hach dem oben Gesagten setzt die Anordnung der Zah- . 
lung eines Geldbetrages anstelle der vertraglich vorgese­
henen Hege und Pflege voraus, daß seit der Begründung 
des Altenteils eine wesentliche Veränderung der damals 
bestehenden Verhältnisse eingetreten ist. Die Rüge der 
Rechtsbeschwerde, das Oberlandesgericht habe es an hin­
reichenden Peststellungen in dieser Hinsicht fehlen las­
sen, ist nicht begründet. Die Ansicht des Beschwerdege­
richts, eine Änderung der Altenteilsleistungen sei nicht 
nur bei einer erheblichen Veränderung der allgemeinen wirt­
schaftlichen Verhältnisse, sondern auch bei einer solchen 
der persönlichen Verhältnisse der Beteiligten zulässig, ist 
nicht zu beanstanden. Eine für die vorgencmmene Umwandlung 
ausreichende Veränderung der bei VertragsSchluß gegebenen 
Sachlage hat das Oberlandesgericht einmal in dei* jetzt be-
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stehenden Verfeindung der Beteiligten und außerdem in der 
seit dem Jahre- 1949 eingetretenen Verschlechterung des 
Gesundheitszustands des Antragstellers gefunden. Auf eine 
durch die Verfeindung hervorgerufene miüberbrückbare Kluft 
zwischen den Beteiligten hat das Beschwerdegericht aus den 
zahlreichen unter ihnen geführten Rechtsstreitiglceiten und 
aus der Tatsache geschlossen, daß es neuerdings sogar zu 
einer Strafanzeige des Antragsgegners gegen den Antrag­
steller gekommen ist« Biese Würdigung greift die Rechts- 
Beschwerde denn auch nicht an. Sie macht lediglich geltend, £  
daß die Schwester Frieda des Antragsgegners der Störer des 
Faiailienfriedens gewesen sei. Dieser auf tatsächlichem Ge­
biet liegenden Darstellung steht die Feststellung des Obor- 
landesgerichts entgegen, daß der Antragsteller an den ent­
standenen Differenzen nicht unschuldig ist. Das Beschwerde- 
gericht hat dies daratis gefolgert, daß der Antragsgegner 
in fast allen Verfahren zwischen den Beteiligten unter­
legen ist. Auch die Feststellung der wesentlichen Ver­
schlechterung des Gesundheitszustands des Antragstellers 
beruht auf hinreichenden tatsächlichen Ermittlungen. Das 
Beschwerdegericht hat sich nicht lediglich darauf gestützt, 
daß der Grad der Erwerbsunfähigkeit seitens des Versorgungs-^v 
amts von 60 a,o auf 70 heraufgesetzt und die Notwendigkeit 
einer ständigen Begleitperson anerkannt worden ist, sondern 
es hat sich für seine Auffassung auch auf die Aussage des 
von ihm vernommenen behandelnden Arztes und vor allem auf 
das Gutachten des Leiters der neurologischen Abteilung 
des Land e skrankenhaus e s in Schleswig berufen, nach dem 
sich der Gesundheitszustand des Antragstellers seit dem 
Jahre 1948 so verschlechtert hat, daß er hilfs- und pflege­
bedürftig geworden ist, weil zu einer traumatischen noch 
eine cerebralsklerotische Hirnschädigung hinzugetreten ist.
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Each diesem Gutachten ist aus Gründen der persönlichen wie 
der allgemeinen Sicherheit eine ständige Pflegeperson er­
forderlich, Y/onn da3 Beschwerdegericht diesem Gutachten ge­
folgt ist, so bestehen dagegen umsoweniger Bedenken, als 
die Verlegung des Antragstellers von der chirurgischen Ab­
teilung des Stadtkrankenhauses in Schleswig in die neurolo­
gische Abteilung des landeskrankeuhauses gerade vorgenomnen 
worden ist, weil ein schwerer Erampfanfa.il mit vollkommenen 
Bewußtseinsverlust und anschließender Benommenheit eingetre­
ten war, dem ein weiterer schwerer Krampfanfall folgte. Die 
Feststellung der Gesundheitsverschlechterung des Antrag­
stellers .und die Annahme seiner Pflegebedürftigkeit entbeh­
ren danach nicht der erforderlichen tatsächlichen Unterla­
gen, zumal da sich der behandelnde Arzt im wesentlichen in 
demselben Sinne geäußert hat wie der Leiter der neurologi­
schen Abteilung des landeskrankenhauses. Es ist nur folge­
richtig, daß das Beschwerdegericht bei der Prüfung der Fra­
ge, ob dem Antragsteller eine Betreuung durch den Antrags­
gegner und dessen Ehefrau sxigemutet werden könne, auch den 
Gesundheitszustand des Antragstellers, insbesondere seine 
Hirnverletzung und die Notwendigkeit, Aufregungen von ihm > 
femsuhalten, in Betracht gezogen hat. Ein verfahrensrecht­
licher Verstoß bei diesen tatsächlichen Feststellungen ist 
nicht ersichtlich. Der Antragsgegner hat insoweit auch keine 
Rügen erhoben. Die Aiiffassung des Beschwerdegerichts, durch 
die Verfeindung und die Verschlechterung des Gesundheits­
zustandes des Antragstellers sei eine so erhebliche Verände­
rung der im Jahre 1948 gegebenen Verhältnisse eingetreten, 
daß die Verpflichtung zur Hege und Pflege eine anderweitige 
Regelung erheische, entbehrt danach nicht der nötigen tat­
sächlichen Grundlage.



Die weitere Rüge der Rechtsteschwerde, daß die Ablösung 
der Verpflichtung zur Hege und Pflege durch Zahlung eines 
Geldbetrages nicht erforderlich sei, der Antragsgegner sich 
vielmehr dieser Pflichten durch eine von ihm gestellte und 
entlohnte Hilfskraft entledigen könne, ist ebenfalls unbe­
gründet. Eine solche Pflegeperson wäre von dem Antragsgeg­
ner auszuwählen und von ihm und seinen Weisungen abhängig. 
Angesichts der zwischen den Beteiligten bestehenden Verfein­
dung kann dem Antragsteller aber nicht zugemutet werden, 
sich in die Obhut einer Person zu begeben, die von seinem fll f 
Sohn abhängig ist und auf deren Auswahl und Verhalten er 
keinen Einfluß hat. Der Ausgang der vorausgegangenen Rechts- 
Streitigkeiten, bei denen es sich durchweg um die Erfüllung 
von Verpflichtungen des Antragsgegners gehandelt hat, läßt 
nämlich befürchten, daß eine Gestellung der Pflegeperson 
durch den Antragsgegner zu weiteren Zwistigkeiten führen 
und für den Antragsteller Aufregungen zur Folge haben würde, 
die nach dem ärztlichen Gutachten vermieden werden müssen. 
Zutreffend hat das Bescliwerdegericht erwogen, gerade bei 
der Pflege eines Himverletzten komme es nicht nur auf die 
mehr oder minder willige Ausführung der Dienstleistungen, 
sondern darauf an, daß die Pflegeperson wirklich um das Y/ohl ̂  
des Himverletzten bemüht sei und ihm jede Aufregung erspare.
Es ist danach bei der gegebenen Sachlage nicht zu beanstan­
den, daß das Bescliwerdegericht eine Betreuung des Antrag­
stellers durch eine von den Antragsgegner gestellte Pflege­
person nicht in Erwägung gezogen, sondern als erforderlich 
angesehen hat, daß die Hege- und Pflegepflichten des Antrags­
gegners durch monatliche Geldzahlungen abgegolten werden 
und dem Antragsteller so die Möglichkeit gewährt wird, sich 
durch eine ihm genehme Pflegeperson betreuen zu lassen.

_ Jt
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Zu Unrecht vermißt die Rechtsbeschwerde Angaben darüber, 
worin die Tätigkeit der Pflegeserson bestehen soll. Das 
Beschwerdegericht hat sich ex-kennbar die Auf fas sung des Sach­
verständigen su eigen gemacht, nach der die Hauptaufgabe der 
Pflegeperson in der Pflege und Betreuung des Antragstellers 
zu bestehen Jjat. Darin liegt, daß diese seinen Haushalt su 
führen und ihm jede Hilfeleistung zxi gewähren hat, deren er 
bei seinem Gesundheitsztistand bedarf. Damit ist der Aufga­
benkreis der Pflegeperson hinreichend gekennzeichnet. Einer 
ins einzelne gehenden Angabe der vorsvuiehmenden Verrichtun­
gen bedurfte es umsoweniger, als diese im voraus gar nicht 
z\i übersehen sind.

Ungerechtfertigt ist ferner der Vorwurf der Rechtsbe­
schwerde, das Oberlandesgericht habe sich nicht darüber aus­
gesprochen, weshalb nur die Tochter Prieda de3 Antragstel- 
lers als Pflegeperson in Betracht kommen solle. Die Reclits- 
beschwerde übersieht, daß dieser im Einverständnis mit sei­
ner Tochter Prieda seine Betreuung durch diese wünscht und 
die Entscheidung unter Nr. 3 des amtsgerichtlichen Beschlus­
ses dem in der mündlichen Verhandlung vor diesem Gericht ge­
stellten Hilfsantrage entspricht, der auf eine Betreuung . 
durch die Tochter Prieda ahgestellt ist xuid damit "bereits 
für den Pall, daß die Pflicht zur Hege und Pflege durch 
Geldzahlungen ersetzt werden sollte, die dem Antragsteller 
dann zustehende TCahl der Pflegerin vorweggenommen hat. ■
Das Bescbwerdegericht war danach gar nicht befugt, die 
Betreuung durch eine andere Person vorzxisehen, und brauchte 
sich infolgedessen auch nicht mit dieser Möglichkeit ausein­
anderzusetzen. Ebensowenig war es angesichts der von dem An­
tragsteller getroffenen Uahl Aufgabe des Oberlandesgerichts,
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zu prüfen, ob seine' Tochter gesundheitlich den Aufgaben 
einer Pflegerin gewachsen ist»

Hach dem oben C-esagten hat das Beschwerdegericht ohne 
Rechtsirrtum. einen Anspruch des Antragstellers auf Abgel­
tung der Hege- und Pflegepflicht durch monatliche Geldzah­
lungen bejaht. Selbst wenn, wie die Rechtsbeschwerüe meint, 
Frieda ü p p  die imentgeltliche Betreuung ihres Vaters su- 
sumuten wäre, könnte der Antragsgegner sich darauf nicht 
mit Erfolg berufen? denn hier steht nicht zur Erörterung, 
ob und welche Ansprüche die Schwester des Antragsgegners 
gegen ihren Vater zu erheben vermag, sondern welcher Betrag 
diesem bei Fortfall der Verpflichtung des Antragsgegners 
zur Hege und Pflege zuzuerkennen ist« Es bedarf keiner wei­
teren Begründung, daß es in höchstem Maße Treu und Glauben 
widersprechen würde, wenn man den Antragsgegner ohne jede 
Gegenleistung von seinen Betreuungspflicht entbinden, seiner 
Schwester Frieda aber die imentgeltliche Pflege des Vaters 
zumuten wollte, worauf das Vcrbriiigen der Rechtsbeschwerde 
hinausläuft. Unerheblich ist auch, daß der Frieda in
§ 4 des Übergabevertrages ein Anspruch auf ein Altenteil 
eingeräumt worden ist; denn diese Rechte stehen ihr erat 
nach dem Ableben des Vaters zu und berühren daher dessen 
Zahlungsanspruch nicht» Baß das Altenteil des Antragstel­
lers sehr reichlich bemessen ist, hat das Beschwerdegericht 
nicht verkannt, es hat vielmehr bei seiner Entscheidung 
berücksichtigt, daß die Abnahme!eistungen dem dr.tragotel- 
ler es ermöglichen, mit ihnen den Unterhalt seiner Tochter 
zum Teil zu bestreiten. Dagegen sind keinerlei Anhaltspunk­
te dafür gegeben, daß, wie.die Rechtsbeschwerde meint, die 
Bemessung des Altenteils im Einblick auf eine künftige, 
eine Pflegeperson erfordernde Gebrechlichkeit des Antrag-



stellers vorgenommen worden ist. Insoweit fehlt es auch an 
einem entsprechenden Vorbringen des Antragsgegners in den 
Tatsacheninstanzen. Das Beschwerdegericht hat schließlich 
auch die Leistungsfähigkeit des Hofes nicht außer Betracht 
gelassen, sondern im Anschluß an das Gutachten des landwirt 
schaftlichen Sachverständigen dargelegt, daß der Betrieb 
eine monatliche Zahlung von 100 DH neben der durch die ver­
änderten Verhältnisse gerechtfertigten Erhöhung des Taschen 
geldes auf 50 DL! zu tragen vermag. Der Antragsgegner hat 
nicht dargetan, daß diese Feststellung durch Rechtsirrtum 
beeinflußt istj ein solcher ist denn auch nicht ersicht­
lich. Das Beschwerdegericht hat endlich nicht übersehen, 
daß der Antragsgegner durch die Abänderung der Altentcils- 
leistungen eine nicht unbeträchtliche Mehrbelastung er­
leidet. Es hat von ihm eine entsprechende Eins ehr änlrung 
seiner persönlichen Lebenshaltung verlangt, aber anderer­
seits auch eine wesentliche Einschränkung des Rechts des 
Antragstellers auf Gestellung eines Fuhrwerks vorgenommen, 
indem es ihm eine Ausübung dieses Rechts nur neunmal 
im Jahre und in dringenden Rotfällen zugestanden hat.
Damit hat das Oberlandesgei’icht zum Ausdruck gebracht, 
daß die .Ausübung dieses Rechts in dem aufrechtcrhaltcncn 
Umfang trotz der Erhöhung bzw. Umwandlung anderei' Versor­
gungsleistungen tragbar sei. Dabei handelt es sich um eine 
auf tatsächlichem Gebiet liegende Ermessensentscheidung, 
die keinen Rechtsirrtum erkennen läßt und daher für das 
Rechtsbeschv/erdegericht bindend ist.
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Hach alledem erwies sich die Hechtsbeschwerde als 
unbegründet. Sie war daher zurückcuwe isen.

Die Kostenentseheidung beruht auf den §§ 34, 44,
45 LwVff.

Dr, Tasche Dr. Hückinghaus Dr. Piepenbrock
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